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Die Delegationen erhalten beiliegend den vom Wirtschafts- und Finanzausschuss erstellten Entwurf 

von Schlussfolgerungen des Rates zum Warnmechanismusbericht 2016. 
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Warnmechanismusbericht 2016 
 

– Entwurf von Schlussfolgerungen des Rates (Wirtschaft und Finanzen) – 
 

 

Der Rat (Wirtschaft und Finanzen) 

 

1. BEGRÜSST den fünften Warnmechanismusbericht der Kommission, der den Auftakt der 

jährlichen Runde des Verfahrens bei einem makroökonomischen Ungleichgewicht (VMU) im 

Rahmen des Europäischen Semesters 2016 bildet; 

 

2. TEILT WEITGEHEND die von der Kommission vorgenommene horizontale Analyse der 

Korrektur makroökonomischer Ungleichgewichte in der EU und im Euro-Währungsgebiet; 

BEGRÜSST die anhaltenden Fortschritte, die von den Mitgliedstaaten bei der Korrektur ihrer 

externen und internen Ungleichgewichte erzielt wurden, was zur Wiederherstellung des 

Gleichgewichts in der EU und im Euro-Währungsgebiet beigetragen hat; STELLT FEST, 

dass der mäßige Aufschwung und die niedrige Inflation den Abbau von Ungleichgewichten 

und gesamtwirtschaftlichen Risiken nach wie vor beeinträchtigen; UNTERSTREICHT, dass 

nach wie vor erhebliche Herausforderungen bestehen und bei den politischen Maßnahmen 

weitere Fortschritte erzielt werden müssen, um die Ungleichgewichte abzubauen, 

insbesondere die hohe Verschuldung und Arbeitslosigkeit zu senken sowie dem rückläufigen 

Potenzial- und Produktivitätswachstum entgegenzuwirken. Gleichzeitig bestehen in einigen 

Mitgliedstaaten mit einem verhältnismäßig geringen Bedarf an Verschuldungsabbau nach wie 

vor hohe Leistungsbilanzüberschüsse, die unter Umständen auf hohe Ungleichgewichte 

zwischen Ersparnissen und Investitionen hindeuten könnten und somit Fortschritte bei den 

politischen Maßnahmen erforderlich machen;  STELLT FEST, dass die Umwandlung von 

Defiziten in Überschüsse in vielen Ländern in Verbindung mit anhaltend hohen Überschüssen 

in anderen Ländern zu einer asymmetrischen Anpassung mit einem erheblichen und weiter 

steigenden Überschuss im Euro-Währungsgebiet insgesamt geführt hat, dessen Folgen weiter 

im Auge behalten werden müssen; TEILT insgesamt DIE AUFFASSUNG, wonach 

zusätzliche entschiedene Reformanstrengungen zur Förderung von Investitionen und zur 

Erschließung des Wachstumspotenzials erforderlich sind; 
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3. NIMMT KENNTNIS davon, dass bei der grundlegenden wirtschaftlichen Überprüfung, die 
die Kommission in dem Warnmechanismusbericht vorstellt, 18 Mitgliedstaaten ermittelt 
wurden, die einer weiteren Analyse im Rahmen einer eingehenden Überprüfung bedürfen, auf 
deren Grundlage das Bestehen oder Fortbestehen von Ungleichgewichten und die Art dieser 
Ungleichgewichte bestimmt werden können; IST SICH DESSEN BEWUSST, dass die 
jüngsten Entwicklungen in den 16 Mitgliedstaaten, in denen im vergangenen Jahr Ungleich-
gewichte festgestellt wurden, weiter analysiert werden müssen, um zu bewerten, ob die 
Ungleichgewichte abnehmen, fortbestehen oder zunehmen, wobei der Durchführung 
einschlägiger Maßnahmen zum Abbau der Ungleichgewichte – einschließlich der zuvor im 
Rahmen des Europäischen Semesters empfohlenen Maßnahmen – Rechnung zu tragen ist; 
NIMMT ZUR KENNTNIS, dass die Kommission potenzielle Probleme in zwei weiteren 
Mitgliedstaaten eingehender prüfen wird; 

 
4. BETONT, dass zu den bislang erzielten Fortschritten bei den Reformen zur Korrektur der 

festgestellten Ungleichgewichte der Programmländer im Kontext der Anpassungsprogramme 
dieser Länder weitere Fortschritte hinzukommen müssen, auch wenn diese Länder im 
Rahmen des VMU nicht bewertet werden, weil sie im Rahmen des Programms einer strengen 
Überwachung unterliegen; BEFÜRWORTET die Absicht der Kommission, die Lage Zyperns 
nach dem erwarteten Auslaufen des derzeitigen Finanzhilfeprogramms im März 2016 und der 
Aufnahme des Landes in den standardmäßigen Überwachungsrahmen zu bewerten; IST DER 
ANSICHT, dass dasselbe Verfahren bei anderen Programmländern angewendet werden sollte, 
sobald ihre Finanzhilfeprogramme erfolgreich abgeschlossen wurden; 

 
5. BEGRÜSST die Absicht der Kommission, im Februar die eingehenden Überprüfungen zu 

veröffentlichen, die in die Länderberichte einfließen, in welche außerdem die zusätzlichen 
Analysen der Kommission zu anderen für das Europäische Semester relevanten strukturellen 
Fragen Eingang finden; UNTERSTREICHT, dass vorrangig die zentralen Herausforderungen 
angegangen werden müssen, etwa die hohe Verschuldung, das geringe Potenzialwachstum 
und die hohe Arbeitslosigkeit, wobei klar zu unterscheiden ist zwischen den für die 
Mitgliedstaaten je nach Art und Grad des Risikos bestehenden Herausforderungen und der 
jeweiligen Dringlichkeit, mit der sie angegangen werden sollten, um ein rasches Handeln zur 
Verringerung der Hauptrisiken zu gewährleisten; STIMMT ZU, dass das gesamte Potenzial 
des Verfahrens bei einem makroökonomischen Ungleichgewicht – gegebenenfalls unter 
Anwendung der korrektiven Komponente – ausgeschöpft werden sollte; 
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6. BEDAUERT – auch wenn es wichtig ist, die sozial- und arbeitsmarktpolitischen Heraus-

forderungen in Angriff zu nehmen – die Einbeziehung von drei zusätzlichen Beschäftigungs-

indikatoren in das Scoreboard durch die Kommission, da dessen Wirksamkeit als Frühwarn-

instrument und der Charakter des Verfahrens bei einem makroökonomischen Ungleich-

gewicht, das vor allem der Feststellung, Verhinderung und Korrektur makroökonomischer 

Ungleichgewichte dienen soll, gewahrt werden müssen; WEIST DARAUF HIN, dass sozial- 

und arbeitsmarktpolitische Indikatoren für die Ermittlung makrofinanzieller Risiken nicht 

relevant sind und dass Entwicklungen bei diesen Indikatoren keine Maßnahmen im Rahmen 

des VMU auslösen können; HEBT HERVOR, dass die technische Arbeit fortgeführt werden 

muss, um die Aussagekraft des Scoreboards sowie die Analyseinstrumente und -rahmen zur 

Beurteilung der Entwicklungen und Triebkräfte, die für die Entstehung und den Abbau von 

Ungleichgewichten verantwortlich sind, mit dem Ziel weiter zu verbessern und auszubauen, 

die zugrunde liegenden Analysen und die Ergebnisse weiter zu verfeinern; 

 

7. BEGRÜSST die Absicht der Kommission, die Durchführung des Verfahrens bei einem 

makroökonomischen Ungleichgewicht weiter zu verbessern, insbesondere durch die 

Veröffentlichung eines Kompendiums, in dem die einschlägigen Informationen über die 

Umsetzung des Verfahrens an einer Stelle gesammelt und dargelegt werden, ferner durch eine 

Fixierung der Kategorien von Ungleichgewichten im Rahmen des VMU und durch eine 

Präzisierung der Kriterien, die den Entscheidungen der Kommission zur Ermittlung der 

Ungleichgewichte und ihrer Auswirkungen auf die Durchführung der Verfahren und die 

Empfehlungen zugrunde liegen; UNTERSTREICHT, dass Transparenz und Berechenbarkeit 

des Verfahrens bei einem makroökonomischen Ungleichgewicht von zentraler Bedeutung 

sind, um die Eigenverantwortung der Mitgliedstaaten für das Verfahren sicherzustellen, die 

wiederum für dessen Wirksamkeit ausschlaggebend ist; 
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8. BEGRÜSST die Diskussionen über die weiteren Reformschritte, die im Rahmen des VMU 

für Kroatien, Bulgarien, Frankreich und Italien – in denen übermäßige Ungleichgewichte 

bestehen – und für Slowenien, Spanien und Irland – in denen Ungleichgewichte herrschen, die 

entschlossene Maßnahmen und ein spezifisches Monitoring erfordern – empfohlen werden; 

NIMMT ZUR KENNTNIS, dass das spezifische Monitoring Portugals Anfang 2016 erfolgen 

wird; WÜRDIGT die politischen Maßnahmen und die Reaktionen zur Behebung der 

festgestellten Ungleichgewichte; UNTERSTREICHT gleichzeitig, dass nach wie vor 

erhebliche Herausforderungen bestehen und dass zusätzliche Reformen und die weitere 

Überwachung der Umsetzung der Reformen erforderlich sind, um eine dauerhafte Korrektur 

der Ungleichgewichte sicherzustellen; 

 

9. FORDERT die Mitgliedstaaten abschließend AUF, ehrgeizig und konkret die Probleme 

anzugehen, die im Rahmen des Verfahrens bei einem makroökonomischen Ungleichgewicht 

festgestellt wurden. 

 


